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Thema

Revision Militärgesetz
Die Vernehmlassung

Das Bundesgesetz über die Armee und die Militär-
Verwaltung (Militärgesetz, MG) vom 3. Februar

1995 (SR 510.10) bildet die heute geltende gesetz-
liehe Grundlage für die Schweizer Armee. Die Re-

vision des Militärgesetzes vom 4. Oktober 2002

zur Armee XXI beinhaltete nur Themen, die mit
der Armee XXI in direktem Zusammenhang stan-
den. Dabei gab es mehrere Themen, unabhängig

von der Armee XXI, die einer Überprüfung bedurf-

ten. Nach erfolgten Überprüfungen sollten diese

Ergebnisse in einem weiteren Revisionsentwurf

vorgelegt werden. Dies ist somit die erste breit an-

gelegte und nicht ausschliesslich themenspezifische

Revision seit dem Erlass des Militärgesetzes. Sie

enthält auch Elemente der Weiterentwicklung der

Armee, die nicht mit der Revision 08 der Armeeor-

ganisation (Entwicklungsschritte 08/11) verwirk-
licht werden können, da sie eine formellgesetzliche

Grundlage bedürfen.

Der Bundesrat hat am 23. August 2006 das Eid-

genössische Departement für Verteidigung, Bevöl-

kerungsschutz und Sport (VBS) beauftragt ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Als

wichtigste Revisionsgegenstände wurden ange-
führt:

• Ausbildung und Einsätze im Ausland

• Parlamentarisches Genehmigungsverfahren bei

Einsätzen im Friedensförderungs- und Assis-

tenzdienst

• Datenschutz

• Gewerbliche Tätigkeiten

Vor allem die beiden ersten Gegenstände sollen

behandelt werden.

Die Vernehmlassungsentwürfe enthielten auch eine

Änderung der Armeeorganisation (AO) betreffend
das Aufgebot zu Wiederholungskursen (WK) im

Ausland, die im Zusammenhang mit einer Ände-

rung des Militärgesetzes steht. Ende 2006 war die

Vernehmlassung zur Revision 09 der Militärge-
setzgebung (Militärgesetz, Armeeorganisation,
Bundesgesetz über die militärischen Informations-
Systeme) abgeschlossen.

Die Vernehmlassungsergebnis.se erwiesen sich als

breit gefächert und die Vorlage des Bundesrates

wurde in verschiedener Hinsicht stark kritisiert.
Ein systematisch geführter Entscheidungsprozess
bei sicherheitspolitischen Vorlagen wurde vermisst,
ebenso eine mehrheitsfähige sicherheitspolitische
Grundlage zur schrittweisen Weiterentwicklung
der Armee. Zwischenzeitlich hatte der National-
rat am 3. Oktober 2006 die Revision 08 der Ar-
meeorganisation abgelehnt. Diese Vorlage musste
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von den übrigen Vorhaben entkoppelt werden.

Nachdem der Bundesrat bei der Armeeorganisa-
tion Modifikationen angebracht hatte, wurde sie

von den eidgenössischen Räten in der Frühjahrs-
und Sommersession 2007 angenommen. Die Ände-

rung der Militärgesetzgebung (Militärgesetz und

Bundesgesetz über die militärischen Informations-
Systeme) wurde zur gestaffelten Behandlung auf
später vertagt.

Die Botschaft
Am 7. März 2008 hat der Bundesrat die Botschaft

zur Änderung der Militärgesetzgebung verab-

schiedet, mit folgenden neuen Regelungen:

• Die Ausbildung und der Einsatz von Angehö-

rigen der Armee im Ausland (Einführung eines

Ausbildungsobligatoriums im Ausland für Mi-
lizangehörige und eines Ausbildungs- und Ein-

satzobligatoriums im Ausland für das militä-
rische Personal)

• Das parlamentarische Genehmigungsverfahren
bei Friedensförderungs- und Assistenzdiensten

• Die gewerblichen Tätigkeiten der Militärver-
waltung

• Die Massnahmen zur Verhinderung des Miss-

brauchs der persönlichen Waffe

• Der Datenschutz.

Bereits die Vernehmlassung hatte gezeigt, dass die

Zustimmung zur Vorlage nur punktuell war und

Nachbesserungen bzw. Vorschläge unterbreitet
wurden. Klar abgelehnt wurde die Möglichkeit,
für die Ausbildung der Miliz im Ausland zwei aufei-

nanderfolgende Ausbildungsdienste (WK) von
total sechs Wochen zusammenhängen zu können.

Unbewaffnete Friedenförderungseinsätze sollen

nur auf der Grundlage eines UNO- oder OSZE

Mandats stattfinden können; auf eine Änderung
wird verzichtet.

Sommaire

Le Conseil fédéral a soumis la loi
militaire aux Chambres fédérales

pour révision. Après avoir traité
le projet de révision, le résultat
adopté par le Conseil national en
été et le Conseil des états en
automne 2008 est tout différent.
Le Conseil national reprendra cet-
te révison en décembre 2008.

Durch die Behandlung von
weiteren wehrpolitischen

Vorlagen wie das

Rüstungsprogramm 2008
ist die Revision des

Militärgesetzes etwas in den

Hintergrund geraten.

Ausbildungsdienste im Truppenverband werden

nur ausnahmsweise für die Schulung des mobilen
Gefechts und der verbundenen Wallen auf auslän-

dischen Übungsplätzen durchgeführt (Ausbil-
dungsobligatorium im Ausland für die Miliz) und

nur wenn das Ausbildungsziel im Inland nicht er-
reicht werden kann. Die Ausbildung zur Raumsi-

cherung soll weiterhin ausschliesslich in der

Schweiz stattfinden. Die Durchdiener haben die

Entscheidungsfreiheit, bis nach Absolvierung der

Rekrutenschule sich für oder gegen Auslandeinsät-

ze zu entscheiden und sich aber in der Folge daran

zu halten.

Die parlamentarische
Behandlung

Die Vorberatung der Vorlage in der Sicherheils-

politischen Kommission des Nationalrates führte

zu etlichen Änderungen. Ein Obligatorium zur

Absolvierung eines Dienstes im Ausland wurde

abgelehnt, Milizsoldaten sollen nicht zu einem

WK im Ausland gezwungen werden können. Aus-

genommen sind Spezialeinheiten wie Flieger und

Truppen für den Kampf der verbundenen Waffen.

Ferner soll die Kompetenz des Parlamentes bei

dringlichen Einsätzen der Armee in Assistenz-

diensten gestärkt werden. Der Bundesrat soll die

nachträgliche Genehmigung in der nächsten und

nicht erst in der übernächsten Session einholen

müssen.

Im Übrigen wird die Möglichkeit, das zivile Per-

sonal des VBS zu Einsätzen im Ausland zu ver-

pflichten, abgelehnt.

Der Nationalrat behandelte die Vorlage im Juni

2008 und folgte in mehreren Punkten nicht dem

Bundesrat:

• Die Pflicht von Milizsoldaten zum Ausland WK
wird gestrichen

• Die Auslandeinsätze für Durchdiener sollen frei-

willig bleiben

Lesen Sie bitte auf Seite 8 weiter!
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• Auf obligatorische Auslandeinsätze von Berufs-

militärs im Rahmen der Ausbildung sowie von
Friedensförderungs- und Assistenzdiensten wird
verzichtet

• Die voraussehbaren, dauerhaften Assistenzdien-
steinsätze der Armee zu Gunsten ziviler Behör-
den werden gestrichen

• Bei bewaffneten Einsätzen der Armee kann die

Genehmigung nachträglich eingeholt werden
bzw. spätestens aber in der nächsten ordentli-
chen Session oder bei dringlichen Assistenz-

diensten muss der Einsatz in der nächsten ordent-
liehen Session genehmigt werden.

Der Nationalrat genehmigte die Revision der

Militärgesetzgebung im Juni 2008.

Die Sicherheitspolitische Kommission des Stände-

rates folgt bei der Revision der Militärgesetzge-
bung weitgehend der Vorlage des Bundesrates; sie

schafft damit Differenzen zu den Beschlüssen des

Nationalrates. Befürwortet wird ein WK-Obliga-
torium im Ausland, das Obligatorium für Aus-

landeinsätze (für Ausbildung und Einsätze im Frie-

densförderungs- und Assistenzdienst) für das mi-
litärische Personal und die Wahrnehmung auch

vorhersehbarer und dauerhafter Assistenzdienst-
einsätze der Armee. Die Genehmigung von Frie-

densförderungsdiensten durch die Bundesver-

Sammlung muss erfolgen, wenn der Einsatz von 30

Angehörigen der Armee länger als sechs Monate
dauert (nicht drei Wochen). Auch ziviles Personal

der Armee soll zu Einsätzen im Ausland verpflich-
tet werden können.

Die Sicherheitspolitische Kommisssion des Stän-
derates genehmigt die Vorlage zur Änderung der

Militärgesetzgebung in Abweichung zum Natio-
nalrat.

Als Zweitrat behandelt der Ständerat die Vorlage
in der Herbstsession 2008. Es geht um drei zen-

trale Änderungen (vom Nationalrat abgelehnt
bzw. wesentlich modifiziert):

• Die Einführung eines Ausbildungsobligatoriums
für Milizangehörige im Ausland

Auf einem solchen Panzerübungsplatz in Österreich standen mehrmals schon Schweizer Soldaten mit ihren Panzern im
Einsatz. Ein strittiger Punkt bei der Revision des Militärgesetzes bleibt aber die Einführung eines Ausbildungsobligato-
riums im Ausland für Milizangehörige. Foto: Heeresbild- und Filmstelle Wien

• Die Pflicht für militärisches Personal Ausbil-

dungsdienst und Einsätze im Ausland zu leis-

ten, wo dies sachlich nötig ist

• Das Genehmigungsverfahren bei Friedensforde-

rungs- und Assistenzdiensten neu zu regeln.

Die Unterschiede in der Beurteilung der beiden

Räte beziehen sich hauptsächlich auf die interna-
tionale Dimension der Armee, den Ausbau und
das Obligatorium von Auslandeinsätzen und die

Verlagerung von Kompetenzen zu Gunsten des

Bundesrates.

Der Ständerat hat im September 2008 die Revi-

sion der Militärgesetzgebung weitgehend im Sin-

ne des Vorschlages des Bundesrates angenommen.

Zur Differenzbereinigung geht die Vorlage ein
zweites Mal an den Nationalrat, der das Militär-
gesetz voraussichtlich in der Wintersession 2008
weiter behandeln wird.

Zu den strittigen Punkten gilt es folgendes zu
beachten:

• Einführung eines Ausbildungsobligatoriums im

Ausland für Milizangehörige

In der Schweizer Milizarmee mit Verteidiungs-
Charakter muss die Ausbildung (Ausnahme die

Luftwaffe) im Inland stattfinden. Ausland-
einsätze sollen freiwillig bleiben.

• Ausbildungs- und Einsatzobligatorium im Aus-

land für das militärische Personal

Das Obligatiorium widerspricht dem Charak-

ter der Milizarmee. Abkommandierungen ein-
zelner Personen ins Ausland fallen nicht darun-

ter.

Historisch gesehen hat nur Napoleon I. Schwei-

zer Soldaten für Auslandeinsätze zwangsrekru-
tiert, alle andern Fremden Dienste beruhten auf

Freiwilligkeit.

• Parlamentarisches Genehmigungsverfahren bei

Friedensförderungs- und Assistenzdiensten

Eine weitere Kompetenzverschiebung an den

Bundesrat ist nicht notwendig. Letztlich befin-
den die eidgenössischen Räte als direkt gewähl-
te Volksvertreter wie. wo und wann die Armee

eingesetzt wird und sind interessiert an einer

raschen Genehmigung der vom Bundesrat

angeordneten Dienste.

Der Nationalrat ist bei der bevorstehenden Diffe-

renzbereinigung in der Revision des Militärgesetzes

gefordert; die bundesrätliche Vorlage ist nicht
über jeden Zweifel erhaben.

Oberst /?o/antf F/audenscM/rf
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